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Rechtsgrundlage: §11 Abs. 1 Nr. 4 Baugesetzbuch (BauGB)

§2: Leistungen des Bauherren

ɺDer Bauherr verpflichtet sich, eine

Solarwärmeanlagezu erstellen.

Anstelle von Solarwärmeanlagen sind

alternative Anlagentechniken ausnahms-

weise zulässig, wenn durch diese die

gleiche Reduzierung des CO2-Ausstoßes

erreicht wird, wie mit den in Abs. 2 und 3

geforderten Anlagen. Dieses ist von einem

Energieberater durch ein geeignetes

Rechenverfahren nachzuweisen.ɸ

Städtebaulicher Solarvertrag Vellmar (2002)
1. Solarpflicht Neubaugebiet ɲHeute im EEWärmeG

Solarsiedlung Osterberg in Vellmar
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Städtebauliche Gründe: §§9 Abs. 1, 1 Abs. 5 und 6 BauGB

Nachhaltige städtebauliche Entwicklung (Abs. 5)

Å Nutzung erneuerbarer EnergienÐ& Energieeffizienz(Abs. 6 Nr. 7 Buchst. f)

Å Örtliche EnergieversorgungÐ(Abs. 6 Nr. 8 Buchst. e)

Å Lokale Wertschöpfung: Wirtschaft und ArbeitsplätzeÐ
(Abs. 6 Nr. 8 Buchst. a, c)

Å Luftreinhaltung(Abs. 6 Nr. 7 Buchst. a, e)

Å Klimaschutz(Abs. 5 S. 2 und §1a Abs. 5)

Å Städtebauliches Entwicklungskonzept (Abs. 6 Nr. 11)

Longo,Klimaschutz im Städtebaurecht, DÖV 2018/3, S. 107 ff.

Städtebauliche Gründe für Festsetzungen 

Erneuerbarer Energien in B-Plänen
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2010-2019: Alle 31 Solar-B-Pläne mit Solarfestsetzung!!

Schrittweise Umsetzung in allen neuen Wohn-, Gewerbe-/Industriegebieten in Marburg

Rechtsgrundlage: §9 Abs. 1 Nr. 23 Buchst. b Baugesetzbuch (BauGB):

ɺGebiete, in denen bei der Errichtung von Gebåuden oder bestimmten sonstigen baulichen oder 

sonstigen technischen Anlagen bestimmte bauliche und sonstige technische Maßnahmen für die 

Erzeugung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus erneuerbaren Energien oder 

Kraft-Wärme-Kopplung getroffen werden mýssenɸ

Solarfestsetzung B-Pläne Marburg (ab 2011)

Solarfestsetzung Marburg:

ɺAuf mindestens 30% der Dachflåchen sind bauliche und sonstige technische Maànahmen zur 

aktiven Nutzung der solaren Strahlungsenergie vorzusehen.ɸ
(z.B. im B-Plan ɺAlte Kasseler Straàe/Schýtzenstraàeɸ fýr ein allgemeines Wohngebiet)
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Muster-Festsetzung für Solardächer (PV+ Wärme) im B-Plan

(für die Errichtung neuer Gebäude):

Solardach-Pflicht im B-Plan
Weitreichender Vorschlag

ɺAls Ersatz fýr eine herk÷mmliche Dacheindeckung sind auf alle von Osten ýber Sýden 

nach Westen zugewandten Dachflächen Solaranlagen zur Umwandlung von Solarstrahlung 

in elektrische Energie zu errichten.

Auf einem Teil der Flåche k÷nnen ersatzweise auch Solarwårmeanlagen errichtet werden.ɸ
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Städtebauliche Lösungen für Beschattung

Siedlung im Barnim

Dahinter befindet sich ein Haus
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ÅGrundstückskaufvertrag

- Gemeinde ist Eigentümerin der Grundstücke und entwickelt alles selbst

- Festsetzung B-Plan sinnvoll: Dauerhafte Geltung nach Eigentümerwechsel

- Beispiel: Tübingen (Alle Möglichkeiten: Eigenversorgung oder Einspeisung ɲ

Eigener Betrieb oder Pachtmodell)

Å Städtebaulicher Vertrag(§11 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

- Üblich mit Bauträger / Baulandentwickler

(oder auch mit Grundstückseigentümer)

- Auch möglich: Mindeststandards mit Festsetzung im B-Plan +

maximale Solardach-Pflicht mit Gegenleistung im städtebaulichen Vertrag

Vertragliche Instrumente
Für Erneuerbare Baugebiete
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Rechtsgrundlage: §81 Abs. 2 Hessische Bauordnung (bis 2010)

Solarsatzung Marburg (2008/2010)
Umsetzung für eine ganze Stadt ɲNeubau und Gebäudebestand
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ɺDurch Örtliche Bauvorschriften kann ferner bestimmt

werden, dass im Gemeindegebiet oder in Teilen davon die

Verwendung bestimmter Brennstoffe oder Energiearten untersagt

wird oder bestimmte Energie- oder Heizungsarten vorgeschrieben

werden, wenn dies (ɾ) aus Grýnden des Wohles der Allgemeinheit

zur sparsamen Verwendung von Energie geboten istɸ

Rechtsgrundlage Solarsatzungen
§85 Abs. 2 Nr. 1 Bauordnung Saarland (außer Kraft)
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